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Stellungnahme des DBV Baden-Wuä rttemberg zur vorgelgten Machbarkeitsstudie einer Tram-Ver-
laängerung Linie 6 Basel nach Loä rrach und ggf. weiter 

Zusammenfassung: 

Die vom Buä ro Obermeyer im Auftrag der Stadtverwaltung Loä rrach vorgelegte Machbarkeitsstu-
zur Weiterfuä hrung der Linie 6 nach Loä rrach zeigt in erster Linie folgendes: Die Verlaängerung ist
grundsaä tzlich machbar. Allerdings kann die Studie nicht als Basis zu einer Grundsatzentschei-
dung dienen, ob eine Tramverlaängerung weiterverfolgt werden sollte oder nicht. Dies liegt jedoch
nicht an Maängeln der Studie, sondern vielmehr an den Maängeln, die durch die Studie aufgedeckt
und deutlich benannt werden, insbesondere am Fehlen grundlegender Basisdaten, die im Vorfeld
einer solchen Studie zur Verfuä gung haä tten bereitgestellt werden muä ssen. 

Die wichtigsten beiden Beispiele fuä r mangelhafte Faktenlage sind: 

1. Fehlendes uä bergreifendes Verkehrsmodell. Dieser Mangel tangiert jegliche Art von Entwick-
lungsprojekten im OÖ PNV, sobald Zuschuä sse von dritter Seite zur Finanzierung erforderlich sind,
die eine Standardisierte Bewertung zu durchlaufen haben, um hinreichenden Bedarf und Nutzen
nachzuweisen. 

2. Ein uä bergreifendes Gesamt-Verkehrskonzept fehlt (oder ist in der OÖ ffentlichkeit derzeit nicht
bekannt) im Landkreis Loä rrach in Verbindung mit den angrenzenden Nachbarlandkreisen (so-
weit diese von OÖ PNV-Linien des Landkreises Loä rrach mitbedient werden sollen) und dem Groß-
raum Basel. 

Genaueres zu diesen Mängeln im Rahmen der ausführlichen Bewertung. 

Die vorgegebenen Praämissen sind nicht an allen Stellen transparent nachvollziehbar und werfen
im Vergleich zu anderen Staädten, die kuä rzlich Ergaänzungen in ihren Tramnetzen vorgenommen
haben, Fragen auf. Die unterstellten Praämissen beduä rfen offensichtlich noch eines individuelle-
ren Zuschnitts auf die Stadt. Insofern liefert die Studie keine Entscheidungsgrundlage, sie vergibt
vielmehr Hausaufgaben, die nun im Nachgang sukzessive zu erledigen sind. 

Beispielsweise fuä hrt eine Praämisse zur erforderlichen Mindestbreite von Durchfahrten zu einer
Trassenwahl,  die  in  offensichtliche  Konkurrenz  zur  bestehenden  Wiesental-S-Bahn  tritt.  Dies
fuä hrt nicht zu einer Staä rkung der Fahrgastzahlen und zu einer Hebung des Gesamtnutzens, wie
sie fuä r eine spaä tere Foä rderfaähigkeit erforderlich waä re. Auf Nachfrage des DBV stellte sich heraus,
daß spezielle Realisierungsmoä glichkeiten fuä r Trassen in engen Innenstadtbereichen, wie sie in
Tramnetzen anderer Staädte zuweilen anzutreffen sind, keine Beruä cksichtigung fanden. Es ist also
nicht auszuschließen, daß durch intolerante Praämissenwahl die Variantenabwaägung der Mach-
barkeitsstudie in eine nicht sachdienliche Richtung gelaufen sind. 



Die Behebung struktureller Maängel in den Grundlagen, Modellen und Praämissen war ausdruä ck-
lich nicht Aufgabenstellung an das Buä ro Obermeyer. Hierin liegen die resultierenden Hausaufga-
ben. Nach Auffassung des DBV sollten diese moä glichst umgehend angegangen werden, um fuä r die
Zukunft dringend notwendige Verkehrsmaßnahmen im OÖ PNV keinesfalls zu gefaährden. Hierunter
faä llt auch die aus Sicht des DBV nutzbringende Taktverdichtung der Wiesental-S-Bahn oder die
nachhaltige Anbindung des im Bau befindlichen Zentralklinikums, deren Umsetzung eine ganze
Reihe von baulichen Ertuä chtigungen entlang der Strecke erforderlich machen. Auch hier sind Be-
darf und Nutzen im Rahmen einer Standardisierten Bewertung nachzuweisen, auch hier wird ein
prognosefaähiges Verkehrsmodell erforderlich sein. 

Kernaussage 1: Ein prognosefähiges Verkehrsmodell liegt nicht vor 

Nach Auffassung des DBV fehlt damit eine Schluä sselgrundlage jeglicher valider verkehrlicher Ge-
staltung. Ohne ein solches Verkehrsmodell sind valide Prognosen uä ber Auswirkungen jeglicher
Verkehrsprojekte innerhalb des Kreises  nicht moä glich.  Betroffen davon sind allerdings  neben
dem in der Machbarkeitsstudie untersuchten Tram-Projekt auch saämtliche andere Verkehrspro-
jekte wie Taktverbesserungen auf der Wiesental-S-Bahn, Auswirkungen durch Bau oder Veraände-
rung von Straßen oder die Einrichtung neuer Buslinien. Das Fehlen eines prognosefaähigen Ver-
kehrsmodells hat also Negativauswirkungen auf der gesamten Linie der lokalen Verkehrspolitik,
macht vielmehr eine gezielte Gestaltung zum Zufallsunterfangen. 

Diesem durch Gutachter Obermeyer aufgedeckten gravierenden Mangel muß nach Auffassung
des DBV umgehend abgeholfen werden, um eine zukunftsfaähige Gestaltung des Verkehrs im Kreis
Loä rrach zu ermoä glichen. Dabei darf nicht außer acht gelassen werden, daß Loä rrach sich im Kon-
text des Großraumes Basel Stadt und Basel Land befindet und daß ein nicht unerheblicher Anteil
des Verkehrs zu diesen Nachbarraäumen in Verbindung steht. Eine Kompatibilitaä t des aufzubau-
enden Modells zu vorhandenen Modellen in Basel ist daher unerlaäßlich. Auch hierzu hat das Buä ro
Obermeyer Hinweise gegeben. 

Kernaussage 2: Auswirkungen und die Bewertung eines einzelnen
Verkehrsprojektes hängen vom gesamten Kontext ab 

Dies ist sofort einleuchtend. Am Beispiel der Wiesental-S-Bahn laäßt sich leicht erkennen, worauf
diese Kernaussage abzielt: 

Nach Betrachtungen des DBV wird die bereits breit diskutierte und erwuä nschte Taktverdichtung
der Wiesental-S-Bahn alleine aus fahrplantechnischen Gruä nden an mehreren Stellen den Wieder-
aufbau der zweigleisigen Streckenfuä hrung erfordern, je nachdem, wie weit die Taktverdichtung
ins Tal hinauf angeboten werden soll. Aufgabentraäger hierfuä r ist allerdings der Bund, der dieses
Projekt in den Bedarfsplan aufnehmen und die entsprechenden Mittel  bereitstellen muß. Zur



Aufnahme in den Bedarfsplan ist eine Standardisierte Bewertung zu durchlaufen, welche einen
Nachweis zu erbringen hat, daß der volkswirtschaftliche Nutzen uä ber den aufzubringenden In-
vestitionen liegt. Der Nutzen generiert sich jedoch in wesentlichem Umfang aus der Zunahme
von Fahrgastzahlen und den angebotenen Reisezeiten. Weitere Faktoren wie die Entlastung der
Umwelt vom motorisierten Individualverkehr und die Senkung der Gesamtemissionen  haängen
unmittelbar davon ab. 

Allerdings ist hier ein prognosefaähiges Verkehrsmodell alleine nicht hinreichend, denn der gene-
rierte Nutzen kann zum Beispiel dadurch gesteigert werden, wie der Zubringerverkehr im Um-
land der Wiesental-S-Bahn auf das Angebot der Schiene ausgerichtet werden kann und soll. Dies
wird ganz wesentlich durch das verkehrliche Gesamtkonzept bestimmt. Fuä r uä berregionale Stra-
ßenbauprojekte geht dies sogar noch erheblich weiter, weil beispielsweise der Ausbau uä berregio-
naler Straßen den Druck des Durchgangsverkehrs auf die Stadt Loä rrach erhoä hen kann, was aus
Sicht der Stadt Loä rrach sichtlich nicht wuä nschenswert ist. Vielmehr beduä rfte es Alternativange-
boten, die diesen Druck senken. 

Weiterhin ermoä glicht das verkehrliche Gesamtkonzept erst, das prognosefaähige Verkehrsmodell
mit validen Ausgangszahlen zu fuä ttern, um beispielsweise durch dessen Rechenergebnisse das
Konzept weiter zu optimieren und damit auch den optimalen Nutzen fuä r zukuä nftige Verkehrspro-
jekte zu erzielen. 

Fazit: Der DBV hält es für absolut unerläßlich, die von Gutachter Obermeyer bemängelten
Grundlagen möglichst schnell zu schaffen, um die Verkehrsentwicklung in Stadt und Land-
kreis auf eine zukunftsfähige Basis zu stellen. 

Bewertung weiterer Aussagen der Studie 

Variantenabwägung 

Die Studie von Obermeyer zeigt hier einige Schwachpunkte der Aufgabenstellung konsequent
auf: Bei der Aufgabenstellung wurden naämlich Vorgaben uä ber das zu beruä cksichtigende Mindest-
profil des Straßenraumes derart gemacht, daß eingleisige Linienfuä hrungen generell von vornher-
ein ausgeschlossen wurden. Allerdings wurde hier nicht unterschieden zwischen Eingleisigkeit
mit Gegenrichtungsbetrieb und Eingleisigkeit ohne Gegenrichtungsbetrieb. 

Es wurde lediglich von Eingleisigkeit mit Gegenrichtungsbetrieb ausgegangen. Dies wurde mit
dem technischen Argument verworfen,  die Basler Straßenbahn verfuä ge nicht uä ber technische
Einrichtungen zu sicheren Abwicklung eingleisiger Verkehrsfuä hrung. Dieses Argument erstaunt
und uä berrascht in der heutigen Zeit. 



Der DBV beanstandet jedoch, daß auch eingleisige Fuä hrung ohne Gegenrichtungsbetrieb als Fol-
ge in der Studie ebenfalls nicht betrachtet worden sind. Gemeint ist damit, daß die Tramtrasse im
Bereich enger Straßen richtungsgemaäß geteilt wird, so daß die Tram in eine Richtung durch eine
Straße  und in Gegenrichtung durch eine benachbarte Straße faährt. Eine solche Betriebsfuä hrung
findet in zahlreichen deutschen Staädten mit Trambetrieben Anwendung, wenn der verfuä gbare
Straßenraum an einzelnen Stellen nicht den Anforderungen der Obermeyer-Studie entspricht
(Beispiele: Erfurt, Augsburg, Heidelberg-Mannheim, Koä ln, Berlin, Darmstadt, Basel, Stuttgart vor
Umstellung auf Stadtbahnen, Wuä rzburg, Leipzig, Gera und weitere) 

In der Folge wird der prognostizierte Baupreis erheblich zu hoch angesetzt im Vergleich zu ande-
ren vergleichbaren Projekten (z.B. Weil am Rhein mit ca. 18 Mio. pro km Strecke, dagegen Loä r-
rach mit uä ber 30 Mio. pro km Strecke). Ob dies die Folge der gutachterlichen Bearbeitung oder
die Folge zu unspezifischer Vorgaben ist, kann dahingestellt bleiben. 

In der Folge scheiden dann jedoch auch Trassenvarianten aus, die entweder zur Optimierung der
Kosten oder zur Neuerschließung von Fahrgastpotentialen besser geeignet waä ren als die Vor-
zugstrassen, die anschließend vom Gutachter vertieft untersucht wurden. Im weiteren Verlauf
fuä hrt dies zu vergleichsweise hohen Kosten beim Bau bei einem gleichzeitig minderwertigen Er-
schließungspotential  fuä r  neue Fahrgaä ste  wegen der  eingetretenen Konkurrenzsituationen mit
der S-Bahn, was dem außenstehenden Beobachter bereits vom einfachen Hinsehen plausibel ist. 

Die Studie legt im Ergebnis hierzu zwei fundamentale Schlußfolgerungen nahe: 

1. Die Anforderungen an den benoä tigten Straßenraum beduä rfen der dringenden Optimierung, be-
vor ein Antrag auf Foä rderung gestellt werden kann. Es ist nach Wegen zu suchen, die Kilometer-
kosten zu senken. 

2. Eine Konkurrenzsituation der Tram mit der S-Bahn ist dringlichst zu vermeiden, es sind besse-
re Erschließungskontexte erforderlich. 

Hinweis an die IG Verkehr: Die Vorschlagtrasse der IG Verkehr zeigt im Erschließungspotential
zwar  einige  Vorteile,  deren  ausgedehnte  Eingleisigkeit  verguä nstigt  die  Erstellungskosten  zu-
naä chst, macht aber eine spaä tere Ausdehnung des Angebotes auf das vom Gutachter unterstellte
Niveau unmoä glich. Der Vorschlag sollte grundlegend uä berdacht werden. 

Herstellungs- und Betriebskosten 

Zu den Herstellungskosten ist im Punkt Variantenabwaägung bereits Stellung bezogen. Diese er-
scheinen ohne Angabe von Gruä nden im Vergleich zu anderen aktuellen Projekten vergleichsweise
hoch, wofuä r die Studie keine weiteren Hinweise enthaä lt. Andere Staädte realisieren neue Tram-
Projekte zu erheblich geringeren spezifischen Kosten, 



Bei der Abschaä tzung der Betriebskosten kommt der Gutachter ebenfalls auf einen vergleichswei-
se hohen Wert, sowohl beim Invest fuä r zusaä tzliches Wagenmaterial als auch beim laufenden Be-
trieb. Dies liegt daran, daß der Gutachter bereits von vornherein mit einer durchgehenden Zug-
folge von 7-8 Minuten auf der gesamten Linie ausgeht.  Der DBV erkennt hierin eine gewisse
UÖ berzeugung des Gutachters von der langfristigen Tragfaähigkeit dieser zunaä chst hoch anmuten-
den Bedarfsprognose. Zwar raäumt der Gutachter ein, daß der Bedarf sich hierzu anfangs erst zu
entwickeln habe und daß Betriebskonzepte wie z.B.  ein Viertelstundentakt deutlich guä nstiger
sind, sowohl was die Anschaffung von Fahrzeugen als auch die jaährlichen Betriebskosten betrifft.
In der Zusammenfassung stehen aber dann die hoä heren Zahlen, die zunaächst abschreckend auf
Leser wirken, die die Studie nicht in voller Laänge eingehend studiert haben. 

Dabei liegt es auf der Hand: Jedes Neuangebot bedarf zunaä chst einer kontinuierlichen Nachfrage-
entwicklung. Beispielsweise ist nach Einfuä hrung der Straßenbahn in Kehl bereits mit einem An-
gebot im 14-Minutentakt die Nachfrage binnen kuä rzester Zeit regelrecht explodiert, obwohl de-
ren Bau wegen der extrem teuren Rheinquerung politisch lange Zeit nur muä hsam darstellbar
war. 

Fuä r  die Herstellung der Trasse und die Anschaffung der Fahrzeuge bestehen daruä ber  hinaus
zahlreiche Foä rdermoä glichkeiten. Foä rderung durch Bund und Land haben beispielsweise dazu ge-
fuä hrt,  daß beim Neubau der zweiten Tramlinie in Ulm (Inbetriebnahme Ende 2018) die Stadt
Ulm nur 20% der Kosten zu tragen hatte. Im Loä rrach kommt aber wegen der Naähe zu Basel noch
ein Zuschußpotential aus der Schweiz hinzu, und damit duä rften die Rahmenbedingungen sogar
noch guä nstiger sein. 

Entwicklungschancen für die Stadt 

Aus Sicht des DBV zeigen sich im Zug einer Tramverlaängerung Chancen fuä r die Stadtentwicklung
in Loä rrach. Neben der Optimierung des OÖ PNV-Angebotes in Richtung der Qualitaä t jenseits der
Schweizer Grenze bieten sich Moä glichkeiten zur besseren Gestaltung des oä ffentlichen Raumes
durch intelligentes Buä ndeln und durch Reduzierung des motorisierten Individualverkehrs. Hier-
bei sind verschiedene Modelle denkbar, die fuä r die Zukunft zu diskutieren sind. Beispielsweise
Reduzieren des Parkraums in den Straßen und Konzentration des weggefallenen Parkraums an
anderer Stelle in Verbindung mit attraktiven P+R-Angeboten, Quartierparken fuä r Anwohner, An-
liegerregelungen, Sondererlaubnisse fuä r Gewerbetreibende usw. 

Von der  Verdraängung  des  motorisierten  Individualverkehrs  wuä rden auch Verkehrsteilnehmer
profitieren, die den oä ffentlichen Raum nicht mit dem Auto nutzen wollen, in erster Linie Fußgaän-
ger und Radfahrer. Besonders der Anteil des Radverkehrs am innerstaädtischen Modal-Split wur-
de bei der vergangenen Studie als sehr hoch ermittelt und waäre in Verbindung mit der Entlastung
des oä ffentlichen Raumes vom motorisierten Individualverkehr voraussichtlich auch weiter stei-
gerbar. 



Eine Aufwertung der Innenstadt koä nnte im uä brigen resultieren. Beispiel  Erfurt:  Dort sind die
Hauptachsen der Innenstadt komplett freigehalten von motorisiertem Individualverkehr, es ist
alles komplett Fußgaängerzone, es faährt nahezu nur die Straßenbahn, stellenweise Busse und Ta-
xis. Dies macht die Innenstadt sehr belebt durch Fußgaänger und Radfahrer. Lieferverkehr fuä r die
Gewerbebetriebe wird selbstverstaändlich ermoä glicht. 

Fazit 

Die Studie zeigt eindeutig die Machbarkeit einer Verlaängerung der Linie 6 von Riehen nach Loä r -
rach. Gleichzeitig deckt sie zahlreiche Luä cken in der aktuellen Faktenlage auf, die eine Entschei-
dung uä ber das Fuä r und Wider unter den derzeit bekannten Voraussetzungen nicht moä glich er-
scheinen lassen. 

Nach Auffassung und Einschaä tzung des DBV Baden-Wuä rttemberg erscheint die Notwendigkeit ei-
ner weiteren Schienenanbindung der Stadt Loä rrach an Basel aber ebenso wie die heute bereits
diskutierte Taktverdichtung der Wiesental-S-Bahn eine reine Frage der Zeit, wenn die verkehrli-
chen Ziele in Richtung Klimaneutralitaä t und Verkehrswende erreicht werden sollen, wie sie von
der hoä heren Politik aus vorgegeben sind und in absehbarer Zeit sicher auch eingefordert werden.
Der naä chste unbedingt erforderliche Schritt ist eine Entscheidung zugunsten eines prognosefaähi-
gen  und  zu Nachbarregionen  kompatiblen  Verkehrsmodells,  sowie  fuä r  die  Erarbeitung  eines
uä bergeordneten Verkehrskonzeptes.  Damit  wuä rde  erst  die Basis  einer Faktenlage fuä r  weitere
Entscheidungen geschaffen. Das Treffen dieser Entscheidungen ohne die zugrundeliegende Fak-
tenbasis waä re hingegen nicht sachdienlich. 

Der DBV ist gerne bereit, diese notwendigen Schritte im Dienste der Sache konstruktiv und im
Rahmen seiner Verbandsaufgaben zu begleiten. 


